
Richter .^gerecht und zweckmäßig“. Dabei gilt für den 
während der Ehe angeschafften Hausrat die Ver­
mutung des gemeinsamen Eigentums. Der Richter kann 
Ausgleichszahlungen auferlegen, wenn er in Durch­
führung der Verteilung Alleineigentum begründet. Er 
kann Eigentum des einen Ehegatten erforderlichenfalls 
dem anderen als Eigentum zuweisen, ebenso aber auch 
hieran nur ein Mietverhältnis begründen. Schuldver­
pflichtungen gegenüber Dritten in bezug auf den Haus­
halt kann der Richter im Innenverhältnis der Ehe­
gatten verbindlich regeln.

Bei alledem hat das Gericht alle Umstände des Ein­
zelfalls, insbesondere das Wohl der Kinder und die 
Erfordernisse des sozialistischen Zusammenlebens 
sowie die Ursachen der Eheauflösung (nicht im Sinne 
eines Verschuldens, aber wohl im Hinblick auf die 
Verursachung der Gestaltung der Vermögensverhält­
nisse) zu berücksichtigen.

Die rechtliche Methode der Hausratsverordnung läßt 
keinen Zweifel daran, daß sie nach der Rechtssyste­
matik der Deutschen Demokratischen Republik nicht 
zum Schuldrecht, sondern zum Familienrecht gehört. 
Damit ergibt sich, daß die zivilrechtliche Vermögens­
sonderung der Eheleute in bezug auf einen bestimmten 
Komplex des Eigentums (den Hausrat) im Falle der 
Scheidung der Ehe familienrechtlich auseinander­
gesetzt wird.

Man kann nicht daran vorübergehen, daß der Rechts­
zustand der zivilrechtlichen Vermögenssonderung der 
Eheleute unseren gesellschaftlichen Verhältnissen nicht 
mehr entspricht. Bei der Besprechung des Entwurfs 
des Familiengesetzbuchs versuchte ich das neue Güter­
recht mit folgenden Worten zu kennzeichnen:

„Unser neues Güterrecht wird sich nicht mehr 
darstellen als eine Regelung in der Art des Eigen­
tumsrechts oder gar des Gesellschaftsrechts, son­
dern — wie das ganze Familienrecht — als die be­
sondere Regelung der Beziehungen zwischen Ehe­
gatten, die unabhängig von ökonomischen Er­
wägungen und Notwendigkeiten aus Liebe und 
Zuneigung die Ehe geschlossen haben und deren 
vermögensrechtliche Beziehungen nur ein Mittel 
sind, um dieses Eheband zu festigen.“10 11)

Nach dem System des sozialistischen Rechts gehören 
die vermögensrechtlichen Beziehungen der Eheleute 
zum Familienrecht11). Sie haben die Aufgabe, Ehe und 
Familie zu festigen und bedürfen einer entsprechenden 
Rechtsgestaltung. Aus dem Widerspruch zwischen dem 
Rechtsprinzip der Gleichberechtigung in der Ehe und 
Familie einerseits und der Vermögenssonderung der 
Eheleute andererseits ergeben sich zur Zeit'eine Reihe 
schwieriger juristischer Probleme; denn die Eheleute 
stehen sich nicht nur als Eigentümer gegenüber, son­
dern auch als Partner einer „Gemeinschaft, die, gegrün­
det auf Gleichberechtigung, gegenseitige Liebe und 
Achtung, der gemeinsamen Entwicklung der Ehegatten 
und der Erziehung der Kinder im Geiste der Demokra­
tie, des Sozialismus, des Patriotismus und der Völker­
freundschaft dient“12 *). Zweifellos müssen sich aus die­
sem Wesen der Ehe auch hinsichtlich der vermögens­
rechtlichen Beziehungen weitere Konsequenzen ergeben, 
die sich damit nicht aus den Eigentümerbeziehungen ab­
leiten, da sie in erster Linie der Förderung der Ehe dienen 
sollen. Bei der Fixierung dieser Rechtsfolgen steht die 
besondere Aufgabe, diese ehebedingten vermögens­
rechtlichen Beziehungen mit dem Grundsatz der 
Gleichberechtigung 'in Übereinstimmung zu bringen.

Gleichberechtigung bedeutet keine formale Gleich­
stellung, sondern im Familienrecht das Prinzip, daß 
trotz der sich innerhalb der Ehe ergebenden verschie­
denen Aufgaben der Ehegatten die Frau keine recht­
liche Beeinträchtigung treffen darf. In vielen Ehen 
führt die Frau den gemeinsamen Haushalt und widmet 
sich der Erziehung der Kinder. Sie erfüllt damit wich­
tige Aufgaben. Sie ermöglicht hierdurch insbesondere, 
daß sich der Mann in solchen Fällen voll der beruf­
lichen Arbeit und Qualifizierung widmen kann. Das

10) NJ 1954 S. 363.
11) So für das Recht der DDR: Jansen, Familienrecht der 

DDR, Studienanleitung für das Fernstudium 1956 S. 20: ebenso 
de lege ferenda § 1 EFGB.

12) Präambel zur VO über Ehescheidung und Eheauf­
lösung (EheVO) vom 24. November 1955 (GBl. I S. 849).

Ergebnis ist jedoch zunächst, daß nur der Ehemann ein 
Einkommen aufweist. Er bestreitet hiervon die finan­
ziellen Aufwendungen des Haushalts, er macht aber 
darüber hinaus auch Ersparnisse und tätigt hiervon 
Anschaffungen. Sollen diese, wenn die Ehe aufgelöst 
wird, ihm allein zugute kommen?

Die Rechtsprechung befaßte sich schon alsbald nach 
dem Inkrafttreten der Verfassung mit dieser Frage und 
entwickelte den sog. Ausgleichsanspruch18). Der Aus­
gleichsanspruch geht davon aus, daß die Tätigkeit der 
Frau im Haushalt und bei der Erziehung der Kinder 
der beruflichen Tätigkeit des Mannes gleichzustellen 
ist14). Deshalb hat die Ehefrau entsprechend dem 
Grundsatz der Gleichberechtigung, auch wenn sie nicht 
berufstätig ist und sich ausschließlich mit der Führung 
des Haushalts und der Erziehung der Kinder beschäf­
tigt, g r u n d s ä t z l i c h  einen Anspruch auf die Hälfte 
des in der Ehe erworbenen Vermögens15).

Gegen diese Bemessung des Anspruchs ist neuerdings 
von G r a n d k e mit der Begründung Stellung genom­
men worden, sie stelle sich als eine Verletzung des 
Art. 30 der Verfassung dar16). Grandke führt aus: Der 
Ausgleichsanspruch soll die Frau — entsprechend der 
Vermögenslage des Mannes — etwa so stellen, als habe 
sie während der Ehe eigene Einnahmen und damit 
eigene Sparmöglichkeiten gehabt, d. h. als habe sie 
nach Abzug der durch Ehe und Elternschaft bedingten 
Unterhaltsleistungen wie eine ledige Frau Einnahmen 
gehabt. Grandke verweist zunächst selbst auf eine 
Reihe schwieriger Faktoren, von denen bei der Berech­
nung der Höhe des Ausgleichsanspruchs auszugehen ist: 
erlernter Beruf der Frau, mutmaßliche Einnahmen aus 
diesem Beruf, Verhältnis des durchschnittlichen 
Arbeitsverdienstes der vermeintlichen Berufsgruppe 
der Frau zum Einkommen des Mannes, die mögliche 
berufliche Entwicklung mit der durchschnittlichen Ver­
besserung des Einkommens der Frau. Das ist aber noch 
nicht alles: Die Frau hätte aus ihrem Einkommen zur 
Durchführung des gemeinsamen Haushalts beizutragen. 
Dieser Beitrag wäre des weiteren abzuschätzen, denn er 
mußte ja die mutmaßlichen Ersparnisse verringern. Die 
Errechnung der Höhe des Ausgleichsanspruchs ergibt 
sich dann mithin aus einer ganzen Anzahl fiktiver 
Faktoren. Aber abgesehen von diesen rein praktischen 
Schwierigkeiten ergibt sich eine grundsätzliche Ein­
wendung. Die Auffassung von Grandke bedeutet im 
Ergebnis die These: Die Frau ist für die Tätigkeit im 
Haushalt und bei der Erziehung der Kinder auf der 
Grundlage ihres deshalb eingebüßten beruflichen Ein­
kommens zu entschädigen. Dieses nicht zu billigende 
Ergebnis folgt daraus, daß der Ausgleichsanspruch nicht 
eindeutig als familienrechtlicher Anspruch behandelt 
wird, sondern als eine Art zivilrechtlicher oder gar 
arbeitsrechtlicher Entschädigungsanspruch, 
v Das Oberste Gericht geht in seiner Entscheidung vom
16. November 1953 davon aus, daß die Tätigkeit der 
Ehefrau bei Führung des Haushalts und der Erziehung 
der Kinder „einer beruflichen Tätigkeit des Mannes 
gleichzusetzen ist“17). Es handelt sich um eine familien­
rechtliche, nicht um eine zivilrechtliche oder arbeits­
rechtliche Gleichberechtigung. Es handelt sich nicht um 
eine Art Ersatzentlohnung der Ehefrau, sondern um 
die g e s e l l s c h a f t l i c h e  Wertung ihrer Tätigkeit 
innerhalb der Familie. Diese Gleichberechtigung kann 
nur aus den Verhältnissen der Familie heraus verwirk­
licht werden, und diese Familie ist keine Art bürger­
lich-rechtliche Gesellschaft, bei der die Gesellschafter 
nach ihrer beruflichen Qualifikation bewertet wer­
den18). Es wäre wohl kaum mit dem Wesen der Ehe

!3) Der Begriff stammt offensichtlich aus den Grundsätzen 
der früher als gesetzliche Regelung ln Aussicht genommenen 
Zugewinnsgemeinschaft. Hiernach sollte bei Beendigung der 
Ehe jeder Ehegatte die Hälfte des gemeinsamen Vermögens 
erhalten; der Ehegatte mit dem demgegenüber effektiv ge­
ringeren Vermögen erhielt also einen „Ausgleich“.

H) So schon KG in NJ 1951 S. 330; insbesondere aber OG 
ln NJ 1954 S. 87.

15) vgl. OG in NJ 1954 S. 87.
!8) Anita Grandke, Zum Ausgleichsanspruch der Frau, in 

Staat und Recht 1957, Heft 3, S. 277 (283).
n) vgl. Anm. 15.
!8) Es ist kennzeichnend für die Durchführung der Gleich­

berechtigung in der westdeutschen Rechtsprechung, daß bisher 
nur über den Weg der Annahme einer Gesellschaft zwischen 
den Ehegatten erreicht wurde, der Ehefrau eine Art Ausgleich 
zu gewähren; vgl. BGHZ Bd. 8, S. 249, FamRZ 1954 S. 136.
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